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11-Jährige landen inderNotfallpsychiatrie
Mehr Telefonberatungen,mehrNotfälle: Jugendliche undKinder leiden psychisch stärker unter den Folgen der Pandemie als Erwachsene.

Kari Kälin

Bis Ende September war die
Lage98-malderart dramatisch,
dassdieBeraterinnenundBera-
ter derNummer 147 vonPro Ju-
ventutedieSanität oderdiePoli-
zei aufboten. Zur Kriseninter-
vention. Um Schlimmeres zu
verhindern. Um Jugendlichen
mit Suizidgedanken zu helfen.
ImDurchschnittwählenproTag
sieben Jugendliche mit Suizid-
gedanken die Nummer 147. Im
letzten Jahrwarenesnoch5, vor
der Pandemie 3 bis 4.

Die Sorgentelefon-Statistik
vonPro Juventuteuntermauert,
was wissenschaftliche Studien
belegen: Kinder und Jugendli-
che leiden besonders unter den
Einschränkungen, welche die
MassnahmenzurEindämmung
des Coronavirus mit sich brin-
gen. Pro-Juventute-Sprecherin
Lulzana Musliu sagt: «Viele Ju-
gendliche erleben Einsamkeit
und Energielosigkeit, fühlen
sich imAlltag und in der Schule
unter Druck, sorgen sich um
eine schlechtere Ausbildung
und geringere beruflicheChan-
cenundhabengrosseZukunfts-
ängste bis hin zu depressiven
Symptomen.»

Beunruhigendauch:Gravie-
rende depressive Verstimmun-
generreichendiePrimarschule.
Die Betroffenen mit Suizidge-
danken werden immer jünger.
AufdenNotfallstationenbehan-
deln Psychiater vereinzelt be-
reits 11-jährige Kinder, wie Su-
sanne Walitza, Direktorin der
Klinik für Kinder- und Jugend-
psychiatrie und Psychotherapie
der Psychiatrischen Universi-
tätsklinik Zürich, sagt. Im Sep-
tember dieses Jahres gingenbei
derKlinik 314Notfallanrufe ein,
etwa 80 Prozent betrafen das
Thema Suizidalität. Zum Ver-

gleich: ImSeptember2019zähl-
te die Klinik 175 Notfallanrufe,
davon60ProzentwegenSuizid-
gedanken. 108 Jugendlichewur-
den im September 2021 in der
Universitätsklinik psychiatrisch
behandelt, 2019 waren es noch
68.

Wartefristenvon
mehrerenMonaten
Mit der Zunahme der psychi-
schenProblemeverlängern sich
auch die Wartefristen. Vor der
Pandemiedauerte es imDurch-
schnitt einen Monat bis sechs
Wochen, ehe ein Jugendlicher
oder eine Jugendliche einen
Termin für eine psychiatrische
Behandlung erhielt.DieWarte-
frist hat sich aufmehrereMona-
te verlängert, wie eine Erhe-
bung der Schweizerischen
VereinigungderKinder- und Ju-
gendpsychiatrischenChefärzte
zeigt.

Warten müssen etwa Ju-
gendliche mit dem Aufmerk-
samkeitsdefizit-SyndromADHS
oder Angststörungen – was für
dieBetroffenenundderenUm-
feld eine grosse Belastung be-
deutet. Grundsätzlich gilt bei
psychischen Erkrankungen das
Gleiche wie bei körperlichen
Leiden: Je schnellermandieBe-
handlunganpackt, destobesser.

Notfällewie Jugendlichemit
Suizidgedanken werden sofort
behandelt. Der Kanton Zürich
und andere Kantone hätten in
diesem Bereich das Angebot
ausgebaut, sagt Walitza, die im
Vorstand der Schweizerischen
Gesellschaft fürKinder- und Ju-
gendpsychiatrie und -Psycho-
therapie sitzt.

Erste-Hilfe-Kurse für
psychischeGesundheit
Walitzawill aber nicht verallge-
meinern. Sie glaubt nicht, dass

eine «Generation Corona» mit
nachhaltig geschädigter Psyche
heranwachse.Viele Jugendliche
würden die Krisensituation gut
bewältigen. Gleichwohl sagt
sie:«Die Situation bereitet mir
Sorgen.»

Suizid sei bei Jugendlichen
die zweithäufigste Todesursa-
che. Walitza plädiert dafür, das
Angebot für die Behandlung
psychischerKrankheitenauszu-
bauen. Auch eine Stärkung von
niederschwelligenBeratungsan-
geboten wie der Telefonnum-
mer 147 von Pro Juventute oder
143 derDargebotenenHand sei
angezeigt. «Oft können diese
Partner in Krisensituationen so
intervenieren, dass die Einwei-
sung in eine Klinik vermieden
werden kann.» Sie schlägt vor,
dass Lehrerinnen und Lehrer

flächendeckend Erste-Hilfe-
Kurse zum Thema «Psychische
Gesundheit» absolvieren – also
jene Personen, die denKindern
und Jugendlichen im Alltag be-
gegnen.Die StiftungProMente
Sana bietet solche Kurse an.

Impulsiverund
wenigerStrategien
Weshalb tangiert dieCoronakri-
se die Psyche von Jugendlichen
besonders stark?«Ineinemoder
in zwei Jahrenpassiert imLeben
von Jugendlichen viel mehr als
imLebenvon30-Jährigen», sagt
Walitza. Jugendliche würden
den Kontrollverlust intensiver
erleben, ihre neurobiologische
Entwicklung sei noch nicht ab-
geschlossen. Sie seien impulsi-
ver und hätten weniger Strate-
gien zur Bewältigung einer

Krisensituation entwickelt. Be-
troffen seien insbesondere
Jugendliche, die schon vor der
Pandemiemit psychischenPro-
blemen kämpften. Oft handelt
es sich um Jugendliche, die in
einem sozial benachteiligten
Milieu aufwachsen.

Bewegungander
frischenLufthilft
Anzeichen für eine depressive
VerstimmungsindzumBeispiel:
Rückzug, ein verändertes Ess-
und Spielverhalten, Schul-
schwänzen, überbordenderMe-
dienkonsum,wobei der Tag zur
Nachtwirdundumgekehrt.Wa-
litza rät Eltern, dranzubleiben,
die Situation anzusprechen,
ohne sie dauernd zu zerreden.
Suche man früh Hilfe, könne
maneventuell einenAufenthalt
in der Klinik vermeiden.

Was hilft gegen Depressio-
nen bei Jugendlichen?Die Stra-
tegien liegen auf derHand: sich
öfter imFreienbewegen, Sozial-
kontakte pflegen, das Training
im Sportverein besuchen. «Ju-
gendliche und Kinder, die ihre
Freizeit aktiv gestalten und
Freunde treffen, haben viel we-
nigerAngst als jene, die sichaus
Resignation zurückziehen»,
sagtWalitza.

Pro Juventute und andere
Organisationen fordern, dass
die öffentliche Hand Erstbera-
tungsstellen wie die Nummer
147 stärkt undmehrRessourcen
zur Förderung der psychischen
Gesundheit der Jugendlichen
zurVerfügung stellt. Sprecherin
Musliu sagt, einGrossteil der Ju-
gendlichen trage die Corona-
massnahmenmitundbewältige
die Krisensituation gut. Pro Ju-
ventute wolle nicht, dass Mass-
nahmengegnerdie psychischen
Problemeder Jugendlichen ins-
trumentalisierten.

EswerdeLicht
inderBundesverwaltung
Der Zugang zu öffentlichenDokumenten soll
grundsätzlich gratis sein, findet der Ständerat.

Der Ständerat haucht überra-
schend einer totgeglaubten Re-
form neues Leben ein. Noch in
der Sommersession hatte es die
kleine Kammer abgelehnt, dass
der Zugang zu öffentlichen
Dokumenten nur noch in Aus-
nahmefällen kosten soll. Im
zweitenAnlauf tratderStänderat
nunmit 25 zu 18 Stimmen über-
raschendauf dasGeschäft ein.

Für dieMehrheit geht es da-
rum,dassnichtaufgrundderGe-
bührenerhebung auf legitime
journalistische Recherchen ver-
zichtet wird. Die Hürden für die
Einsicht inamtlicheDokumente
sollten möglichst tief gehalten
werden, plädierte LisaMazzone
(Grüne/GE). Erfahrungen aus
den Kantonen zeigten zudem,
dass trotz der Gebührenbe-
freiung eine Flut an Anfragen
ausgeblieben sei. Eine Minder-
heit inderkleinenKammerhielt
das geltende Recht dagegen für
«adäquat».Bereits heutemüsse
nur indreiProzentderFälleeine

Gebührentrichtetwerden,argu-
mentierte Heidi Z’graggen (Die
Mitte/UR) imNamen der Kom-
mission. Bei sehr aufwendigen
Gesuchen sei es gerechtfertigt,
wenndiesekosten.Esgehenicht
darum,dasÖffentlichkeitsgesetz
einzuschränken, versicherte
Z’graggen.

Der Nationalrat hatte im
Herbst auf einer Gesetzesrevi-
sion beharrt, welche die Behör-
den transparenter machen soll.
Sieverlangt,dassdieGrundlagen
sogeändertwerden,dass fürden
ZugangzuamtlichenDokumen-
tenderBundesverwaltungkeine
Gebührenmehranfallen.Kosten
soll esnurnoch inAusnahmefäl-
len. Nämlich dann, wenn ein
Zugangsgesuch eine äusserst
aufwendige Bearbeitung durch
die Behörden erfordert – also
etwaeinBerichtgeschwärzt, an-
onymisiert oder übersetzt wer-
den muss. Aber auch dann soll
dieGebührmaximal 2000Fran-
ken betragen. (mg/rwa)

MehrGeld fürdieEU?Die Idee fälltdurch
DerNationalrat lehnt die Verdoppelung der Kohäsionsmilliarde ab.

Die Aussenpolitiker des Natio-
nalrates haben einen Ruf: Die
Mehrheit ihrerKommission gilt
als ausgesprochen EU-freund-
lich. SokämpftedieAussenpoli-
tische Kommission des Natio-
nalrates (APK-N) vehement da-
für,dassdasRahmenabkommen
mit der EU abgeschlossen und
zumindest dem Parlament vor-
gelegtwird.DassderBundesrat
die Verhandlungenmit der EU-
Kommission im Mai abbrach,
versetzte die Kommissionsmit-
gliedermehrheitlich in Rage.

Die Situation imEuropados-
sier ist vertrackt.DerBundesrat
hat bislang keinen Plan vorge-
legt, wie das Verhältnis mit der
EU weiterentwickelt werden
könnte. Die APK-N lancierte
deshalb kürzlich eineneue Idee.
Die Kohäsionsmilliarde sollte
verdoppelt werden. Unter der
Bedingung, dass die EU die
Schweizbis spätestensMittedes
kommenden Jahres wieder als
vollwertig assoziiertesMitglied
im Forschungsprogramm
Horizon und im Studierenden-

AustauschprogrammErasmus+
aufnimmt.

Gestern debattierte der Na-
tionalratdenAntrag imRahmen
derBudgetdebatte.DieVerdop-
pelung der Kohäsionsmilliarde
stiess aufwenigGegenliebe.Die
grosse Kammer versenkte das
Ansinnenmit93zu84Stimmen.
Dafür votierten Grüne, SP und
GLP. «Wir können nicht wäh-
rend des Spiels die Spielregeln
ändern», sagte Jacques Bour-
geois (FDP/FR). Eine Aufsto-
ckungwürdedieVerhandlungs-
basis der Schweiz mit der EU

nicht stärken, sondern sogar
schwächen. Es sei etwas zwi-
schen «Prinzip Hoffnung» und
«Prinzip Fifa», wenn das Parla-
ment den Bundesrat einfach
«mit einem Koffer voll Geld»
nach Brüssel schicken würde,
sagte Heinz Siegenthaler (Die
Mitte/BE).

MehrHandlungsspielraum
oder lächerlich?
FürRolandFischer (Grünlibera-
le/LU) würde dagegen der
Handlungsspielraum erhöht,
wenn der Bundesrat mehr Mit-
tel erhält. Er zeigte sich zudem
«schockiert» über die Funkstil-
le ausdemBundesrat.Dadieser
«offensichtlichkeine Ideenhat,
wiedie verfahreneSituationmit
der EU gelöst werden kann,
muss nun das Parlament aktiv
werden.» Auch Christine
Badertscher (Grüne/BE) fand,
dass sich die Schweiz «nun un-
bedingt bewegenmuss».Vor al-
lem die fehlende Assoziierung
am Forschungsprogramm
Horizon schmerze, und «das

werden auch viele Firmen noch
spüren», so Badertscher.

Finanzminister UeliMaurer
waranseinem71.Geburtstag je-
dochnicht fürGeschenkezuha-
ben. «Die Beziehung der
Schweiz zur EU ist schon etwas
komplizierter, als dassman alle
Probleme einfach mit Geld lö-
sen könnte», konterte Bundes-
rat Ueli Maurer. Er glaube, dass
sichdie Schweizmit derAufsto-
ckung «eher lächerlich» ma-
chenwürde.Das sei einSchnell-
schuss und führe sicher nicht
zumZiel.

Mit der Ablehnung in der
grossenKammerdürftedasPul-
ver derAPK-Nbereits verschos-
sen sein. Zwar besteht noch die
Möglichkeit, dass im Ständerat
erneut ein gleichlautender An-
trag eingereicht wird, aber das
ist eher unwahrscheinlich.
Denn die Aussenpolitiker des
Ständerates haben einen ganz
anderen Ruf: Sie sind eher EU-
kritisch.

Michael Graber

HeinzSiegenthaler
(DieMitte/BE)

«Das ist etwas
zwischenPrinzip
Hoffnungund
PrinzipFifa.»

Psychische Probleme:
Hier kannmanHilfe holen

Wer in einer Lebenskrise steckt,
Suizidgedanken hat oder einen
Suizid im Familien- oder Freun-
deskreis zu verarbeiten hat, soll-
te sich unbedingt helfen lassen.
Die Dargebotene Hand hilft tele-
fonisch anonym und kompetent.
Das Angebot richtet sich auch an
Angehörige oder Bekannte von
Menschen in einer Notsituation:
Nummer für Erwachsene: 143
oder www.143.ch (E-Mail, Chat).
Nummer für Jugendliche und
Kinder (Pro Juventute): 147 oder
www.147.ch. Mehr Informationen
finden sich unter www.reden-
kann-retten.ch und www.du-
reschnufe.ch.

Die Coronakrise trifft Kinder und Jugendliche besonders hart. Bild: Getty


